
Öffentliche Bekanntmachung 
nach § 34 Abs. 1 der Satzung der 

Deutschen Rentenversicherung Baden-Württemberg 
i.V. mit § 34 Abs. 2 Sozialgesetzbuch – IV Buch (SGB IV) 

 
Anpassung der Richtlinien über die Entschädigung der ehrenamtlichen 
Versichertenältesten der Deutschen Rentenversicherung Baden-Württemberg an 
die Empfehlungsvereinbarung der Sozialpartner vom November 2024 
 
Die Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversicherung Baden-Württemberg hat 
am 10.12.2024 auf Vorschlag des Vorstandes die Anpassung der Richtlinien über die 
Erstattung barer Auslagen und die Gewährung von Pauschbeträgen sowie von 
sonstigen Entschädigungen für Versichertenälteste der Deutschen Rentenversicherung 
Baden-Württemberg nach § 41 Abs. 4 Satz 1 SGB IV zum 01. Januar 2025 
beschlossen. 
 
Änderungen gegenüber der bisherigen Fassung vom 01.01.2022 ergeben sich wie folgt: 
 

 Anhebung der Pauschale für den monatlichen Zeitaufwand 
von 58 Euro auf 66 Euro 
 

 Anhebung der Pauschale der Sachkostenentschädigung 
von 29 Euro auf 33 Euro 
 

 Anhebung der Pauschale für jeden aufgenommenen Rentenantrag 
von 20 Euro auf 23 Euro und für die Aufnahme eines Antrags auf 
Wiedergewährung nach Beendigung einer Waisenrente. 
 

 Anhebung der Pauschale für Kontenklärungsanfragen, für die Aufnahme eines 
verkürzten Rentenantrags, eines Antrags auf Leistungen zur Prävention und 
Rehabilitation von 10 Euro auf 11,50 Euro sowie für die Aufnahme eines Antrags 
auf Weiterzahlung einer Rente wegen Erwerbsminderung / Berufsunfähigkeit / 
Erwerbsunfähigkeit über den Wegfallmonat hinaus und für die Aufnahme eines 
Antrages auf Versichertenrente aus dem Ausland sowie Hinterbliebenenrente 
aus dem Ausland ohne inländische Rentenversicherungsansprüche. 
 

 Verdoppelung der Monatspauschale bei Nutzung privater Hardware zur 
Anwendung von rveServices – eAntrag/Expertenversion von 10 Euro auf 20 
Euro, soweit hierfür keine anderweitige Entschädigung erfolgt. Diese beinhaltet 
nun auch alle Aufwendungen für Verbrauchsmaterialien (z.B. Druckerpatrone, 
Büromaterial), die nicht mehr gesondert erstattet werden. 

 
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg hat am 
20.12.2024 (AZ 63-5213.9) die Änderungen genehmigt. 
 
Karlsruhe den 14.01.2025 
 
Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 
Hans-Michael Diwisch 


